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354. Bundesverfassungsgesetz: Änderung des Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fassung von 1929
(NR: GP XV IA 160/A AB 1160 S. 120. BR: AB 2538 S. 426.)

355. Bundesgesetz: Änderung des Bundespräsidentenwahlgesetzes 1971
(NR: GP XV IA 161/A AB 1161 S. 120. BR: AB 2539 S. 426.)

356. Bundesgesetz: Änderung des Parteiengesetzes und des Bundesgesetzes, mit dem die Tätigkeit der
Klubs der wahlwerbenden Parteien im Nationalrat erleichtert wird
(NR: GP XV IA 183/A AB 1164 S. 123. BR: AB 2543 S. 426.)

357. Bundesgesetz: Änderung des Bundesgesetzes über die Förderung politischer Bildungsarbeit und
Publizistik
(NR: GP XV IA 156/A AB 1162 S. 123. BR: AB 2544 S. 426.)

358. Bundesgesetz: Änderung des Bundesgesetzes über die Ein-, Aus- und Durchfuhr von Kriegsmaterial
(NR: GP XV IA 177/A AB 1149 S. 123. BR: AB 2542 S. 426.)

354. Bundesverfassungsgesetz vom 29. Juni
1982, mit dem das Bundes-Verfassungsgesetz

in der Fassung von 1929 geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Bundes-Verfassungsgesetz in der Fassung
von 1929, zuletzt geändert durch das Bundesverfas-
sungsgesetz BGBl. Nr. 350/1981, wird wie folgt
geändert:

1. Der Art. 28 Abs. 2 hat zu lauten:
„(2) Der Bundespräsident kann den Nationalrat

auch zu außerordentlichen Tagungen einberufen.
Wenn es die Bundesregierung oder mindestens ein
Drittel der Mitglieder des Nationalrates oder der
Bundesrat verlangt, ist der Bundespräsident ver-
pflichtet, den Nationalrat zu einer außerordentli-
chen Tagung einzuberufen, und zwar so, daß der
Nationalrat spätestens binnen zwei Wochen nach
Eintreffen des Verlangens beim Bundespräsidenten
zusammentritt; die Einberufung bedarf keiner
Gegenzeichnung. Zur Einberufung einer außeror-
dentlichen Tagung auf Antrag von Mitgliedern des
Nationalrates oder auf Antrag des Bundesrates ist
ein Vorschlag der Bundesregierung nicht erforder-
lich."

2. Der Art. 60 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Der Bundespräsident wird vom Bundesvolk
auf Grund des gleichen, unmittelbaren, geheimen
und persönlichen Wahlrechtes gewählt; stellt sich
nur ein Wahlwerber der Wahl, so ist die Wahl in
Form einer Abstimmung durchzuführen. Stimmbe-
rechtigt ist jeder zum Nationalrat Wahlberechtigte.

Für die Wahl besteht Wahlpflicht in den Bundes-
ländern, in denen dies durch Landesgesetz ange-
ordnet wird. Durch Bundesgesetz werden die nähe-
ren Bestimmungen über das Wahlverfahren und die
allfällige Wahlpflicht getroffen. In diesem Bundes-
gesetz sind insbesondere auch die Gründe festzu-
setzen, aus denen eine Nichtteilnahme an der Wahl
trotz Wahlpflicht als entschuldigt gilt."

Artikel II

(1) Dieses Bundesverfassungsgesetz tritt mit
1. Oktober 1982 in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesverfas-
sungsgesetzes ist die Bundesregierung betraut.

Kirchschläger
Kreisky

355. Bundesgesetz vom 29. Juni 1982, mit
dem das Bundespräsidentenwahlgesetz 1971

geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Das Bundespräsidentenwahlgesetz 1971, BGBl.
Nr. 57, wird wie folgt geändert:

Artikel I

1. § 5 Abs. 3 hat zu entfallen.

2. § 7 Abs. 1 zweiter und dritter Satz haben zu
lauten:

„Sie müssen von wenigstens fünf Mitgliedern des
Nationalrates unterschrieben oder von 6000 Perso-
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nen, die am Stichtag wahlberechtigt waren, unter-
stützt sein; hiebei sind den Wahlvorschlägen die
ausgefüllten und eigenhändig unterfertigten Unter-
stützungserklärungen nach Muster der Anlage 1
anzuschließen. Die Unterstützungserklärung hat
die Bestätigung der Gemeinde zu enthalten, daß die
in der Erklärung genannte Person am Stichtag in
der Wählerevidenz als wahlberechtigt eingetragen
war oder am Stichtag das 19. Lebensjahr vollendet
hat."

3. In § 7 Abs. 2 Z 1 ist das Wort „Zunamen"
durch das Wort „Familiennamen" zu ersetzen.

4. § 7 Abs. 3 erster Satz hat zu lauten:

„(3) Dem Wahlvorschlag müssen ferner Bestäti-
gungen der Gemeinde beiliegen, daß der zustel-
lungsbevollmächtigte Vertreter und sein Stellvertre-
ter am Stichtag in der Wählerevidenz als wahlbe-
rechtigt eingetragen waren oder am Stichtag das
19. Lebensjahr vollendet haben."

5. § 8 Abs. 4 hat zu lauten:

„(4) Wenn ein Wahlwerber innerhalb von drei
Wochen vor dem Wahltage stirbt, ist die Wahl zu
verschieben. Der neue Wahltermin ist von der Bun-
desregierung so festzusetzen, daß die Wahl minde-
stens sechs und höchstens zehn Wochen nach dem
verschobenen Termin stattfindet. Ein neuer Wahl-
vorschlag kann nur vom zustellungsbevollmächtig-
ten Vertreter des Wahlvorschlages, mit dem der
verstorbene Wahlwerber unterstützt wurde oder
von einem seiner Stellvertreter vorgelegt werden.
Auch der neue Wahlvorschlag muß von mindestens
6000 Wahlberechtigten oder von wenigstens fünf
Mitgliedern des Nationalrates unterschrieben sein.
§ 1 Abs. 1 und 2 finden sinngemäß Anwendung."

6. Dem § 8 ist folgender Abs. 5 anzufügen:

„(5) Wenn der Wahlwerber verzichtet oder die
Wählbarkeit verliert, so kann der zustellungsbevoll-
mächtigte Vertreter den Wahlvorschlag spätestens
am zehnten Tage vor dem Wahltage durch Nen-
nung eines anderen Wahlwerbers ergänzen. Auch
die Ergänzung des Wahlvorschlages muß von min-
destens 6000 Wahlberechtigten unterstützt oder
von mindestens fünf Mitgliedern des Nationalrates
unterschrieben sein. § 7 Abs. 2 Z 1 und 2 sowie § 7
Abs. 3 finden sinngemäß Anwendung."

7. § 9 Abs. 1 erster Satz hat zu lauten:

„(1) Am vierzehnten Tage vor dem Wahltage hat
die Hauptwahlbehörde die dem Gesetz entspre-
chenden Wahlvorschläge abzuschließen und im
,Amtsblatt zur Wiener Zeitung' in der Reihenfolge
der Zahl der für die Wahlwerber abgegebenen
Unterstützungserklärungen zu veröffentlichen; die
Unterschrift eines Mitgliedes des Nationalrates gilt
hiebei als Unterstützungserklärung von 25000
Wahlberechtigten."

8. § 11 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Der amtliche Stimmzettel hat die Vor- und
Familiennamen der Wahlwerber der behördlich
veröffentlichten Wahlvorschläge in der nach § 9
Abs. 1 bestimmten Reihenfolge sowie Rubriken mit
einem Kreis, im übrigen aber die aus dem Muster
der Anlage 2 ersichtlichen Angaben zu enthalten.
Der amtliche Stimmzettel darf nur auf Anordnung
der Hauptwahlbehörde hergestellt werden."

9. Nach § 11 Abs. 2 ist folgender Abs. 3 einzufü-
gen:

„(3) Stellt die Hauptwahlbehörde am vierzehn-
ten Tage vor dem Wahltag fest, daß sich nur ein
Wahlwerber um das Amt des Bundespräsidenten
bewirbt, so hat der amtliche Stimmzettel die Fragen
,Soll NN das Amt des Bundespräsidenten beklei-
den?' oder ,Soll NN für eine weitere Funktionspe-
riode das Amt des Bundespräsidenten bekleiden?'
und darunter die Worte ,ja' und ,nein', jedes mit
einem Kreis, im übrigen aber die aus dem Muster
der Anlage 3 ersichtlichen Angaben zu enthalten."

10. § 11 Abs. 4 hat zu lauten:

„(4) Die Größe der amtlichen Stimmzettel hat
ungefähr 61/2 bis 71/2 cm in der Breite und 91/2 bis
101/2 cm in der Länge oder nach Notwendigkeit ein
Vielfaches davon zu betragen. Bei Stimmzetteln
nach Abs. 2 ist für alle Wahlwerber die gleiche
Größe der Rechtecke und der Druckbuchstaben zu
verwenden. Die Farbe aller Druckbuchstaben hat
einheitlich schwarz zu sein, und die Trennungslinie
der Rechtecke und der Kreise haben in gleicher
Stärke ausgeführt zu sein."

11. In § 11 sind die Absätze 4 bis 6 als Absätze 5
bis 7 zu bezeichnen.

12. § 12 Abs. 2 erster Satz hat zu lauten:

„(2) Der Stimmzettel nach § 11 Abs. 2 ist gültig
ausgefüllt, wenn aus ihm eindeutig zu erkennen ist,
welchen Wahlwerber der Wähler wählen wollte."

13. § 12 Abs. 3 hat zu lauten:
„(3) Der Stimmzettel nach § 11 Abs. 3 ist gültig

ausgefüllt, wenn aus ihm der Wille des Stimmbe-
rechtigten eindeutig zu erkennen ist. Dies ist der
Fall, wenn der Stimmberechtigte am Stimmzettel in
einem der neben den Worten ,ja' oder ,nein' vorge-
druckten Kreise ein liegendes Kreuz oder ein son-
stiges Zeichen mit Tinte, Farbstift oder Bleistift
anbringt, aus dem unzweideutig hervorgeht, ob er
sich für die Wahl des im Stimmzettel genannten
Wahlwerbers ausspricht oder nicht."

14. Dem § 12 ist folgender Abs. 4 anzufügen:

„(4) Enthält ein Wahlkuvert mehrere amtliche
Stimmzettel nach § 11 Abs. 2, so zählen sie für
einen gültigen Stimmzettel, wenn alle auf denselben
Wahlwerber lauten, im übrigen aber den sonstigen
Erfordernissen für einen gültigen Stimmzettel ent-
sprechen."
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15. § 13 hat zu lauten:

„§ 13. (1) Der Stimmzettel ist ungültig, wenn
1. ein anderer als der amtliche Stimmzettel zur

Abgabe der Stimme verwendet wurde oder
2. der Stimmzettel durch Abreißen eines Teiles

derart beeinträchtigt wurde, daß aus ihm nicht
unzweideutig hervorgeht, welchen Wahlwer-
ber der Wähler wählen wollte (Stimmzettel
nach § 11 Abs. 2) oder ob er die Frage gemäß
§ 11 Abs. 3 mit ja' oder ,nein' beantwortet
hatte oder

3. überhaupt kein Wahlwerber angezeichnet
wurde (Stimmzettel nach §11 Abs. 2) oder
überhaupt keine Kennzeichnung vorgenom-
men wurde (Stimmzettel nach § 11 Abs. 3)
oder

4. zwei oder mehrere Wahlwerber angezeichnet
wurden (Stimmzettel nach § 11 Abs. 2) oder
die Frage gemäß § 11 Abs. 3 sowohl mit ja'
als auch mit ,nein' beantwortet wurde oder

5. aus den vom Wähler angebrachten Zeichen
oder der sonstigen Kennzeichnung nicht
unzweideutig hervorgeht, welchen Wahlwer-
ber er wählen wollte (Stimmzettel nach § 11
Abs. 2) oder ob er die Frage gemäß § 11
Abs. 3 mit ja ' oder ,nein' beantworten wollte.

(2) Enthält ein Wahlkuvert mehrere Stimmzettel,
so zählen sie, wenn sich ihre Ungültigkeit nicht
schon aus anderen Gründen ergibt, als ein ungülti-
ger Stimmzettel, wenn sie auf verschiedene Wahl-
werber lauten. Leere Wahlkuverts zählen als ungül-
tige Stimmzettel.

(3) Worte, Bemerkungen oder Zeichen, die auf
den amtlichen Stimmzetteln außer zur Kennzeich-
nung der Wahlwerber (Stimmzettel nach § 11
Abs. 2) oder zur Bezeichnung des Wortes ja' oder
,nein' (Stimmzettel nach § 11 Abs. 3) angebracht
wurden, beeinträchtigen die Gültigkeit eines
Stimmzettels nicht, wenn sich hiedurch nicht einer
der vorangeführten Ungültigkeitsgründe ergibt. Im
Wahlkuvert befindliche Beilagen aller Art beein-
trächtigen die Gültigkeit des amtlichen Stimmzet-
tels nicht."

16. § 14 hat zu lauten:

„§ 14. (1) Bei der Verwendung von Stimmzetteln
nach § 11 Abs. 2 ist bei der Stimmenzählung

a) die Summe der abgegebenen gültigen und
ungültigen Stimmen,

b) die Summe der abgegebenen ungültigen
Stimmen,

c) die Summe der abgegebenen gültigen Stim-
men und

d) die Summe der auf die verschiedenen Wahl-
werber der behördlich veröffentlichten Wahl-
vorschläge (§ 9) entfallenen abgegebenen gül-
tigen Stimmen (Wahlwerbersummen)

festzustellen.

(2) Bei der Verwendung von Stimmzetteln nach
§ 11 Abs. 3 ist bei der Stimmenzählung

a) die Summe der abgegebenen gültigen und
ungültigen Stimmen,

b) die Summe der abgegebenen ungültigen
Stimmen,

c) die Summe der abgegebenen gültigen Stim-
men,

d) die Summe der abgegebenen gültigen auf ja '
lautenden Stimmen und

e) die Summe der abgegebenen gültigen auf
,nein' lautenden Stimmen

festzustellen."

Der bisherige Abs. 2 ist als Abs. 3 zu bezeichnen.

17. § 15 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Jede Kreiswahlbehörde hat das Ergebnis der
Wahl in ihrem Wahlkreis öffentlich kundzuma-
chen. Die Kundmachung hat bei Verwendung von
Stimmzetteln nach § 11 Abs. 2 die Feststellungen
nach § 14 Abs. 1 und bei Verwendung von Stimm-
zetteln nach § 11 Abs. 3 die Feststellungen nach
§ 14 Abs. 2 zu enthalten."

18. § 16 Abs. 5 hat zu lauten:

„(5) Die Hauptwahlbehörde stellt bei Verwen-
dung von Stimmzetteln nach § 11 Abs. 2 auf Grund
der Ermittlungen der Kreiswahlbehörden

a) die Gesamtsumme der im Bundesgebiet abge-
gebenen gültigen und ungültigen Stimmen,

b) die Gesamtsumme der abgegebenen ungülti-
gen Stimmen,

c) die Gesamtsumme der abgegebenen gültigen
Stimmen,

d) die Gesamtsumme der auf die verschiedenen
Wahlwerber der behördlich veröffentlichten
Wahlvorschläge (§ 9) entfallenen abgegebe-
nen gültigen Stimmen (Wahlwerbersummen)

fest. Diese Feststellung ist, wenn der erste Wahl-
gang zu einem Wahlergebnis nach § 17 geführt hat,
zugleich mit diesem Ergebnis (§ 21), wenn aber ein
zweiter Wahlgang notwendig wird, gleichzeitig mit
den Kundmachungen gemäß § 19 und gemäß § 21
zu verlautbaren."

19. Dem § 16 ist folgender Abs. 6 anzufügen:

„(6) Die Hauptwahlbehörde stellt bei Verwen-
dung von Stimmzetteln nach § 11 Abs. 3 auf Grund
der Ermittlungen der Kreiswahlbehörden

a) die Summe der abgegebenen gültigen und
ungültigen Stimmen

b) die Summe der abgegebenen ungültigen
Stimmen

c) die Summe der abgegebenen gültigen Stim-
men

d) die Summe der abgegebenen gültigen auf ja'
lautenden Stimmen und

e) die Summe der abgegebenen gültigen auf
,nein' lautenden Stimmen

fest. Diese Feststellung ist zugleich mit der Kund-
machung gemäß § 21 zu verlautbaren."
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20. § 17 hat zu lauten:

„§ 17. Die Hauptwahlbehörde hat jenen Wahl-
werber als gewählt zu erklären, der mehr als die
Hälfte aller gültigen Stimmen auf sich vereinigt hat.
Bei Verwendung von Stimmzetteln nach § 11
Abs. 3 ist der Wahlwerber als gewählt zu erklären,
wenn die Summe der abgegebenen gültigen auf ja'
lautenden Stimmen, die Summe der abgegebenen
gültigen auf ,nein' lautenden Stimmen übersteigt."

21. § 18 hat zu lauten:

„§18. (1) Hat kein Wahlwerber eine Mehrheit
im Sinne des § 17 erster Satz für sich, so findet spä-
testens am fünfunddreißigsten Tage nach dem
ersten Wahlgang ein zweiter Wahlgang zwischen
jenen beiden Wahlwerbern statt, die im ersten
Wahlgang die meisten gültigen Stimmen erhalten
haben (engere Wahl). Bei gleicher Stimmenanzahl
entscheidet das vom Hauptwahlleiter zu ziehende
Los, wer in die engere Wahl einzubeziehen ist.

(2) Die Hauptwahlbehörde hat die zustellungs-
bevollmächtigten Vertreter der Wahlvorschläge,
deren Wahlwerber in die engere Wahl kommen,
hievon mit dem Beifügen zu verständigen, daß es
ihnen freistehe, binnen fünf Tagen nach Erhalt der
Verständigung statt des vorgeschlagenen Wahlwer-
bers der Hauptwahlbehörde für die engere Wahl
einen anderen wählbaren Wahlwerber namhaft zu
machen. § 7 Abs. 2 Z 1 und 2, ferner § 8 Abs. 1 gel-
ten sinngemäß. Weiters gelten auch § 8 Abs. 3 und
5 sinngemäß, jedoch mit der Maßgabe, daß die
neuen Wahlvorschläge und allenfalls Ergänzungs-
vorschläge (§ 8 Abs. 5) keiner Unterschriften
bedürfen und Ergänzungsvorschläge spätestens am
zehnten Tage nach Erhalt der obigen Verständi-
gung eingebracht werden müssen."

22. § 20 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Haben in der engeren Wahl beide Wahlwer-
ber die gleiche Stimmenanzahl erlangt, so ist die
engere Wahl unter sinngemäßer Anwendung der
Bestimmungen der §§ 18, 19 und 20 Abs. 1 und 2 so
lange zu wiederholen, bis sich eine Mehrheit gemäß
§ 17 erster Satz ergibt."

23. § 23 hat zu lauten:

„§ 23. (1) Für die Wahl besteht Wahlpflicht in
den Bundesländern, in denen dies durch Landesge-
setz angeordnet wird.

(2) In den Bundesländern, in denen Wahlpflicht
besteht, sind die wahlberechtigten und im Wähler-
verzeichnis eingetragenen Personen verpflichtet,
am Wahltag innerhalb der Wahlzeit vor der zustän-

digen Wahlbehörde zu erscheinen und ihre Stimme
abzugeben.

(3) Wer sich der Verpflichtung gemäß Abs. 2
ohne gerechtfertigte Entschuldigungsgründe ent-
zieht, begeht eine Verwaltungsübertretung und
wird von der Bezirksverwaltungsbehörde mit einer
Geldstrafe bis zu 1000 Schilling bestraft. Eine
Umwandlung der Geldstrafe in eine Freiheitsstrafe
findet auch im Falle der Uneinbringlichkeit nicht
statt. Zuständig ist die Behörde, in derem örtlichen
Bereich der Wahlort liegt.

(4) Ein gerechtfertigter Entschuldigungsgrund
gemäß Abs. 3 liegt insbesondere vor, wenn

1. ein Wähler durch Krankheit oder Gebrech-
lichkeit am Erscheinen im Wahllokal verhin-
dert ist;

2. ein Wähler durch Pflichten seines Amtes oder
sonst unaufschiebbare Berufspflichten zurück-
gehalten wird;

3. ein Wähler sich außerhalb des Bundeslandes,
für das die Wahlpflicht angeordnet wird, auf
Reisen befindet und daher vom Wahlort
abwesend ist;

4. ein Wähler durch Krankheit von Familienmit-
gliedern oder sonstige unaufschiebbare Fami-
lienangelegenheiten zurückgehalten wird;

5. ein Wähler durch Verkehrsstörungen oder
sonstige zwingende Umstände an der Erfül-
lung seiner Wahlpflicht verhindert ist."

24. Die §§ 24 a und 25 haben zu entfallen.

25. In der Anlage 1 haben an die Stelle der Klam-
merausdrücke „(Vor- und Zuname)" bzw. „(eigen-
händige Unterschrift mit Angabe von Vor- und
Zuname)" die Klammerausdrücke „(Vor- und
Familienname)" bzw. „(eigenhändige Unterschrift
mit Angabe des Vor- und Familiennamens)" zu tre-
ten. Ferner sind in der Bestätigung der Gemeinde-
behörde den Worten „ als wahlberechtigt
eingetragen ist" die Worte „ oder am Stich-
tag das 19. Lebensjahr vollendet hat" anzufügen.

26. In der Anlage 2 hat es in der ersten Rubrik
statt „Vor- und Zuname", „Vor- und Familien-
name" zu lauten.

Artikel II

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Oktober
1982 in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Inneres betraut.

Kirchschläger
Kreisky
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Anlage 1
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Anlage 2



151. Stück — Ausgegeben am 19. Juli 1982 — Nr. 355 1837

Anlage 3
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3 5 6 . Bundesgesetz vom 1. Juli 1982, mit
dem das Parteiengesetz und das Bundesgesetz,
min; dem die Tätigkeit der Klubs der wahlwer-
bendem Parteien im Nationalrat erleichtert

wird, geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I
Das Parteiengesetz, BGBl. Nr. 404/1975, in der

Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 569/1979
wird geändert wie folgt:

In § 2 Abs. 2 lit. a sind die Worte „fünf Millionen
Schilling" durch die Worte „sechs Millionen Schil-
ling" zu ersetzen.

Artikel II
Das Bundesgesetz, mit dem die Tätigkeit der

Klubs der wahlwerbenden Parteien im Nationalrat
erleichtert wird, BGBl. Nr. 286/1963, zuletzt geän-
dert durch Bundesgesetz BGBl. Nr. 551/1980, wird
geändert wie folgt:

1. Im Titel sind die Worte „im Nationalrat"
durch die Worte „im National- und Bundesrat" zu
ersetzen.

2. § 1 hat zu lauten:
„§ 1. Zur Erfüllung ihrer parlamentarischen Auf-

gaben haben die parlamentarischen Klubs der
Abgeordneten zum Nationalrat und Mitglieder des
Bundesrates Anspruch auf einen Beitrag zur Dek-
kung der ihnen daraus erwachsenden Kosten."

3. Nach § 2 ist folgender § 2 a einzufügen:
„§ 2 a. Jedem Klub gebührt weiters für je ange-

fangene zehn Mitglieder des Bundesrates ein Bei-
trag in der Höhe des Jahresbruttobezuges von
einem Vertragsbediensteten des Bundes der Ent-
lohnungsgruppe a, Entlohnungsstufe 20."

Artikel III
Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist,

soweit sie nicht dem Präsidenten des Nationalrates
obliegt, hinsichtlich Artikel I der Bundeskanzler
und hinsichtlich Artikel II der Bundesminister für
Finanzen betraut.

Kirchschläger
Kreisky

357. Bundesgesetz vom 1. Juli 1982, mit
dem das Bundesgesetz über die Förderung
politischer Bildungsarbeit und Publizistik

geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I
Das Bundesgesetz über die Förderung politischer

Bildungsarbeit und Publizistik in der Fassung der
Wiederverlautbarung, BGBl. Nr. 222/1979, wird
geändert wie folgt:

1. § 6 hat zu lauten:

„§ 6. Dem Bund obliegt ferner nach folgenden
Bestimmungen die Förderung periodischer Druck-
schriften im Hinblick auf die Erhaltung ihrer Viel-
falt und Vielzahl."

2. § 7 Abs. 1 Z 1 hat zu lauten:
„1. mindestens viermal jährlich und höchstens

vierzigmal jährlich zum Verkauf erscheinen
und nicht mehr als 50 vH der Auflage gratis
abgeben;"

3. § 7 Abs. 1 Z 4 hat zu lauten:
„4. nicht nur von lokalem Interesse sind und in

mehr als einem Bundesland in einem zur
Gesamtauflage angemessenen Umfang ver-
breitet sind;"

4. § 7 Abs. 1 Z 5 bis 7 haben zu lauten:
„5. für Vereins- oder Organisationsmitteilungen

nicht mehr als 20 vH des redaktionellen
Umfanges verwenden;

6. im Zeitpunkt der Einbringung eines Ansu-
chens auf Zuteilung von Förderungsmitteln
mindestens seit einem Jahr regelmäßig
erschienen sind und

7. die Förderung im Hinblick auf die wirt-
schaftliche Lage der periodischen Druck-
schrift erforderlich ist."

5. § 7 Abs. 2 hat zu lauten:
„(2) Den Verlegern periodischer Druckschriften,

die zum Zeitpunkt der Einbringung eines Ansu-
chens um Zuteilung von Förderungsmitteln noch
nicht seit einem Jahr regelmäßig erschienen (Abs. 1
Z 6) oder erst in Gründung begriffen sind, können
Förderungsmittel (§10 Abs. 2) gewährt werden,
wenn der Verleger ein dem Abs. 1 Z 1 bis 5 entspre-
chendes verlegerisches und redaktionelles Konzept
sowie einen Finanzierungsplan vorlegt."

6. § 9 Abs. 1 Z 2 hat zu lauten:

„2. je ein Vertreter des Österreichischen
Gewerkschaftsbundes und der für die jour-
nalistischen Mitarbeiter von Zeitschriften
zuständigen Gewerkschaft;"

7. § 9 Abs. 2 erster Satz hat zu lauten:

„Die Mitglieder gemäß Abs. 1 Z 1 werden dem
Bundeskanzler von den dort genannten Parteien,
die Mitglieder gemäß Abs. 1 Z 2 werden dem Bun-
deskanzler von den dort genannten Rechtsträgern
vorgeschlagen."

8. § 10 Abs. 1 hat zu lauten:
„(1) Verlegern periodischer Druckschriften,

deren Förderung unter Bedachtnahme auf ein Gut-
achten des Beirates (§ 9) von der Bundesregierung
beschlossen wird, gebühren nach Maßgabe der im
jährlichen Bundesfinanzgesetz hiefür vorgesehenen
Mittel — unbeschadet der Abs. 4 und 5 — Förde-
rungsbeträge. Die Förderung wird jeweils nur für
ein Finanzjahr bewilligt."
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9. § 10 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Die Förderung beträgt mindestens 4 vT,
höchstens jedoch 4 vH der im Bundesfinanzgesetz
hiefür vorgesehenen Mittel. Sie ist im Einzelfall
unter Bedachtnahme auf ein Gutachten des Beirates
unter Berücksichtigung des Umfanges, der Auflage,
der Ausstattung und der wirtschaftlichen Lage einer
periodischen Druckschrift festzusetzen, wobei auf
die Erhaltung der Vielfalt und Vielzahl zu achten
ist."

10. § 10 Abs. 3 ist zu streichen.

11. § 10 Abs. 4 hat zu lauten:

„(4) Sollte der Gesamtbetrag der nach Abs. 2 zu
gewährenden Zuwendungen an die als förderungs-
würdig festgestellten Verleger die Höhe der vorge-
sehenen Mittel überschreiten, so sind die gemäß
Abs. 2 zu gewährenden Förderungsbeträge anteils-
mäßig zu kürzen."

12. § 10 Abs. 5 hat zu lauten:

„(5) Sollten die zur Förderung periodischer
Druckschriften vorgesehenen Mittel den Gesamtbe-
trag der nach Abs. 2 zu gewährenden Zuwendun-
gen übersteigen, so können die Förderungsbeträge
entsprechend erhöht werden."

Artikel II

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Oktober
1982 in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist die Bundesregierung betraut. Die Vorbereitung
und Durchführung der Beschlüsse der Bundesregie-
rung obliegt dem Bundeskanzler.

Kirchschläger
Kreisky

3 5 8 . Bundesgesetz vom 1. Juli 1982, mit
dem das Bundesgesetz über die Ein-, Aus- und
Durchfuhr von Kriegsmaterial geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Bundesgesetz über die Ein-, Aus- und
Durchfuhr von Kriegsmaterial, BGBl.
Nr. 540/1977, wird geändert wie folgt:

1. § 3 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Die Bewilligung nach § 1 wird vom Bundes-
minister für Inneres im Einvernehmen mit dem
Bundesminister für Auswärtige Angelegenheiten
und dem Bundesminister für Landesverteidigung
nach Anhörung des Bundeskanzlers, soweit keine
anderen gesetzlichen oder völkerrechtlichen Ver-
pflichtungen entgegenstehen, unter Anwendung

von Artikel 130 Abs. 2 B-VG erteilt. Hiebei ist dar-
auf Bedacht zu nehmen, daß

1. die Ein-, Aus- oder Durchfuhr völkerrechtli-
chen Verpflichtungen oder außenpolitischen
Interessen der Republik Österreich unter
besonderer Berücksichtigung der immerwäh-
renden Neutralität nicht zuwiderläuft;

2. die Aus- oder Durchfuhr nicht in ein Gebiet
erfolgen soll, in dem ein bewaffneter Konflikt
herrscht, ein solcher auszubrechen droht oder
sonstige gefährliche Spannungen bestehen;

3. die Aus- oder Durchfuhr nicht in ein
Bestimmungsland erfolgen soll, in dem auf
Grund schwerer und wiederholter Menschen-
rechtsverletzungen die Gefahr besteht, daß
das gelieferte Kriegsmaterial zur Unterdrük-
kung von Menschenrechten verwendet wird;

4. Embargobeschlüsse des Sicherheitsrates der
Vereinten Nationen unter Bedachtnahme auf
die immerwährende Neutralität Österreichs
entsprechend berücksichtigt werden;

5. der Ein-, Aus- oder Durchfuhr sicherheitspo-
lizeiliche oder militärische Bedenken nicht
entgegenstehen;

6. keine sonstigen vergleichbaren gewichtigen
Bedenken bestehen."

2. § 3 ist folgender Abs. 5 anzufügen:
„(5) Jede Bewilligung der Ausfuhr von Kriegs-

material ist mit der Auflage zu versehen, daß dem
Bundesministerium für Inneres unverzüglich die
erfolgte Ausfuhr zu melden ist."

3. Nach § 3 ist folgender § 3a einzufügen:
„§ 3a. (1) In den ersten sechs Monaten jeden

Jahres hat die Bundesregierung dem Rat für Aus-
wärtige Angelegenheiten eine Übersicht der im vor-
angegangenen Jahr gemäß § 3 Abs. 5 gemeldeten
Ausfuhren von Kriegsmaterial, gegliedert nach
Kriegsmaterialarten und geographischen Regionen,
zu erstatten.

(2) Der Rat für Auswärtige Angelegenheiten
kann im Rahmen eines Bewilligungsverfahrens
nach § 1 zu Fragen gemäß § 3 Abs. 1 Z 1 bis 4
gehört werden; in diesen Fällen steht auch dem
Bundesminister für Inneres die Befugnis zu, die
Einberufung dieses Rates zu verlangen."

Artikel II
(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 1983

in Kraft, der Bericht gemäß § 3 a ist erstmals für
das Jahr 1983 zu erstatten.

(2) Mit der Vollziehung von Z 3 ist die Bundes-
regierung, mit der Vollziehung der übrigen Bestim-
mungen dieses Bundesgesetzes sind die Bundesmi-
nister für Inneres, für Auswärtige Angelegenheiten
und für Landesverteidigung je nach ihrem Wir-
kungsbereich betraut.

Kirchschläger
Kreisky
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